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Bayerischer Landtag 
16. Wahlperiode Drucksache 16/2628 

 17.11.2009 

 

Gesetzentwurf 
der Staatsregierung 

zur Änderung des Polizeiorganisationsgesetzes und der Verordnung zur 
Durchführung des Polizeiorganisationsgesetzes 

A)  Problem 

Bund und Länder haben durch Verwaltungsabkommen vom 1. Juni 2007 ihre 
Zusammenarbeit bei Aufbau und Betrieb eines bundesweit einheitlichen di-
gitalen Sprech- und Datenfunksystems für alle Behörden und Organisationen 
mit Sicherheitsaufgaben (BOS) geregelt. Zur Wahrnehmung der gemeinsa-
men öffentlichen Sicherheitsinteressen von Bund und Ländern wurde durch 
das Gesetz über die Errichtung einer Bundesanstalt für den Digitalfunk der 
Behörden und Organisationen mit Sicherheitsaufgaben vom 28. August 2006 
(BGBl I S. 2039) eine Bundesanstalt für den Digitalfunk BOS (BDBOS) er-
richtet. 

Die BDBOS hat die Aufgabe, für Bund und Länder im öffentlichen Interesse 
den Digitalfunk BOS aufzubauen, zu betreiben und seine Funktionsfähigkeit 
sicherzustellen. Sie beauftragt ein Unternehmen aus der freien Wirtschaft mit 
dem technischen Betrieb des bundesweiten Funknetzes (Netzbetreiber). Die 
Länder stellen der BDBOS Nutzungsrechte an ertüchtigter Infrastruktur 
(Standorte für Basisstationen und Übertragungsstrecken) bereit. Diese Infra-
struktur dient dem Aufbau und Betrieb der bundeseinheitlichen Systemtech-
nik für den Digitalfunk BOS.  

Alle BOS des Bundes und in den Ländern sollen am Digitalfunk BOS teil-
nehmen können. Bund und Länder haben sich im Jahr 2005 auf eine Muster-
betriebsorganisation geeinigt, die in allen Ländern und beim Bund umgesetzt 
werden soll, um die im Digitalfunk BOS anfallenden Aufgaben abzudecken. 
Unter anderem wurde vereinbart, dass Bund und Länder jeweils eine zentrale 
Stelle als Ansprechpartner für den bundesweiten Netzbetreiber benennen. 

Aufgrund dieser Struktur des bundesweiten Netzes und der bundesweiten 
Vereinbarungen ist auch in Bayern eine zentrale Stelle auf Länderebene (Au-
torisierte Stelle) erforderlich. Die Autorisierte Stelle in Bayern ist die 
Schnittstelle der bayerischen Nutzer gegenüber der BDBOS und deren Netz-
betreiber. Sie koordiniert in ihrem Zuständigkeitsbereich die von den BOS 
gestellten Anforderungen an das Funknetz und an den Einsatz der Fernmel-
demittel des Digitalfunks BOS, die sich aus dem operativ-taktischen Bedarf 
ergeben. Dies geschieht u.a. durch ein Netzmonitoring, ein koordinierendes 
und begleitendes Störungs- und Notfallmanagement, ein rund um die Uhr be-
setztes User Help Desk (Nutzerservice), ein landesweit strategisches nutzer-
eigenes Management und ein betriebliches Standortmanagement der bayeri-
schen Basisstationsstandorte. Die Autorisierten Stellen des Bundes und der 
Länder stimmen sich ferner erforderlichenfalls ab und informieren sich bei zu 
erwartenden Auswirkungen auf die Dienstenutzung. 

Drucksachen, Plenarprotokolle sowie die Tagesordnungen der Vollversammlung und der Aus-
schüsse sind im Internet unter www.bayern.landtag.de - Dokumente abrufbar. Die aktuelle 
Sitzungsübersicht steht unter www.bayern.landtag.de – Aktuelles/Sitzungen zur Verfügung. 
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Bei der Aufgabe der Autorisierten Stelle handelt sich um eine neue Lan-
desaufgabe, die es im Analogfunk mit seinen BOS-spezifischen eigenen Net-
zen ohne externen Netzbetreiber bislang nicht gegeben hat. 

Zur Führungsstelle Grenze konnte bisher nur ein Polizeipräsidium bestimmt 
werden. Die Aufgabe wird allerdings seit dem 1. Januar 2009 vom Bayeri-
schen Landeskriminalamt wahrgenommen. 

Mit Wegfall der systematischen Grenzkontrollen entlang der bayerisch/tsche-
chischen Grenze zum 21. Dezember 2007 und der Fortschreibung des Ver-
waltungsabkommens zwischen dem Bundesministerium des Innern und der 
Bayerischen Staatsregierung über die Wahrnehmung von Aufgaben des 
grenzpolizeilichen Einzeldienstes in Bayern am 17. April 2008, hat die Baye-
rische Polizei grenzpolizeiliche Aufgaben nur noch an den bayerischen Flug-
häfen (mit Ausnahme des Flughafens München − Franz-Josef Strauß). Im 
Zuge dieser Neuausrichtung ist eine Führungsstelle Grenze bei der Bayeri-
schen Landespolizei derzeit nicht mehr erforderlich. 

Um grundsätzliche Angelegenheiten in Zusammenhang mit den noch durch-
zuführenden grenzpolizeilichen Aufgaben aber weiterhin wahrnehmen zu 
können und zudem einen ebenenadäquaten Ansprechpartner für die zuständi-
gen Stellen des Bundes, aber auch für das Bayerische Staatsministerium des 
Innern zu schaffen, wurden die noch verbleibenden Aufgabenbereiche dem 
landesweit zuständigen Bayerischen Landeskriminalamt zugewiesen. Bereits 
zum 1. April 1998 hat das Bayerische Landeskriminalamt mit Auflösung des 
Präsidiums der Bayerischen Grenzpolizei zentrale Fahndungsaufgaben mit 
Grenzbezug übertragen bekommen. 

 

B)  Lösung 

Das Bayerische Landeskriminalamt wird zur zentralen Stelle für den Digital-
funk der Behörden und Organisationen mit Sicherheitsaufgaben in Bayern 
(Autorisierte Stelle) bestimmt. Das Bayerische Landeskriminalamt ist servi-
ceorientiert, verfügt über die erforderliche IuK-Infrastruktur und ist bereits 
IuK-Zentralstelle der Bayerischen Polizei. Es besitzt aufgrund seiner schon 
im Bereich des Analogfunks wahrgenommenen Aufgaben entsprechendes Er-
fahrungswissen. 

Als Autorisierte Stelle in Bayern wird das Bayerische Landeskriminalamt so-
wohl mit Verbänden der Bayerischen Polizei als auch mit Integrierten Leit-
stellen (für den Bereich der Feuerwehren und Rettungsdienste) zusammenar-
beiten. 

Es wird rückwirkend zum 1. Januar 2009 die Möglichkeit geschaffen, auch 
das Bayerische Landeskriminalamt zur Führungsstelle Grenze zu bestimmen, 
und eine entsprechende Bestimmung vorgenommen. 
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C)  Alternativen 

Keine 

 

D)  Kosten 

1. Für den Staat 

Durch die Einrichtung der Autorisierten Stelle entstehen Personal- und 
Sachkosten. Zur Ersteinrichtung sind in 2009 und 2010 je zwölf neue 
Beamtenstellen erforderlich, für die Personalkosten in Höhe von 
0,3 Mio. Euro in 2009 und von 1,2 Mio. Euro in 2010 und in den Folge-
jahren anfallen. Die Sachkosten für den Geschäftsbetrieb sowie die Aus-
stattung und Anbindung der Autorisierten Stelle sind mit 0,1 Mio. Euro 
in 2009 und 0,15 Mio. Euro in 2010 veranschlagt. Die laufenden Sach-
kosten in den Folgejahren werden derzeit auf ca. 0,05 Mio. Euro pro Jahr 
geschätzt. Eine exakte Festlegung zum jetzigen Zeitpunkt ist jedoch nicht 
möglich, da zum einen praktische Erfahrungen mit den Aufgaben der 
Autorisierten Stelle noch fehlen, zum anderen mehrere bundesweite Rah-
menbedingungen noch in Entwicklung sind (z.B. Neubeschaffung für be-
stimmte Arbeitsmittel durch die BDBOS). Ferner werden in den Folge-
jahren aufgrund der für 2011 in Aussicht genommenen Verstärkung der 
Autorisierten Stelle um acht Stellen weitere Personal- und Sachkosten 
anfallen. 

Die 24 Beamtenstellen sowie die Personal- und Sachkosten 2009/2010 
sind im Doppelhaushalt 2009/2010 bei Kap. 03 03 TG 85 veranschlagt.  

Durch die zum 1. Januar 2009 rückwirkende Möglichkeit, auch das Bay-
erische Landeskriminalamt zur Führungsstelle Grenze zu bestimmen, 
und die entsprechende Bestimmung entstehen keine zusätzlichen Kosten. 

2. Für Wirtschaft und Bürger 

Keine 

3. Kosten für die Kommunen 

Die Kosten der Autorisierten Stelle sind Betriebskosten des Digitalfunks. 
Über eine etwaige Beteiligung der Kommunen an den Betriebskosten ist 
derzeit noch nicht entschieden. 
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Gesetzentwurf 
zur Änderung des Polizeiorganisationsgesetzes und der 
Verordnung zur Durchführung des Polizeiorganisations-
gesetzes 

 

§ 1 

Das Gesetz über die Organisation der Bayerischen Staatli-
chen Polizei – Polizeiorganisationsgesetz - POG – (BayRS 
2012-2-1-I), zuletzt geändert durch § 1 des Gesetzes vom 
20. Dezember 2007 (GVBl S. 944), wird wie folgt geän-
dert: 

1. In Art. 4 Abs. 3 Satz 1 werden nach dem Wort „Präsi-
dium“ die Worte „oder das Bayerische Landeskriminal-
amt“ eingefügt. 

2. Dem Art. 7 wird folgender Abs. 5 angefügt: 

„(5) Das Landeskriminalamt ist die zentrale Stelle für 
den Digitalfunk der Behörden und Organisationen mit 
Sicherheitsaufgaben in Bayern (Autorisierte Stelle).“ 

 

§ 2 

In § 1 Abs. 5 Satz 1 der Verordnung zur Durchführung des 
Polizeiorganisationsgesetzes (DVPOG) vom 10. März 1998 
(GVBl S. 136, BayRS 2012-2-1-1-I), zuletzt geändert durch 
Verordnung vom 10. September 2009 (GVBl S. 503), wer-
den die Worte „Polizeipräsidium Niederbayern/Oberpfalz“ 
durch die Worte „Bayerische Landeskriminalamt“ ersetzt. 

 

§ 3 

1Dieses Gesetz tritt am 1. März 2010 in Kraft. 2Abweichend 
von Satz 1 treten § 1 Nr. 1 und § 2 mit Wirkung vom 
1. Januar 2009 in Kraft. 

 
 

Begründung: 

A) Allgemein 

Das bundesweit einheitliche digitale Sprech- und Datenfunksys-
tem für alle Behörden und Organisationen mit Sicherheitsaufga-
ben (BOS) erfordert neue Betriebsstrukturen. Der technische Be-
trieb liegt in der Verantwortung der Bundesanstalt für den Digital-
funk der BOS (BDBOS). Die BDBOS wiederum beauftragt mit 
dieser Aufgabe ein Unternehmen aus der freien Wirtschaft (exter-
ner Netzbetreiber). Bund und Länder haben in einer Musterbe-
triebsorganisation aus dem Jahr 2005 unter anderem vereinbart, 
dass Bund und Länder jeweils eine zentrale Stelle (Autorisierte 
Stelle) als Ansprechpartner für den bundesweiten Netzbetreiber 
benennen.  

Die Autorisierte Stelle ist die koordinierende Schnittstelle der 
bayerischen Nutzer gegenüber der BDBOS und deren externen 
Netzbetreiber. Es handelt sich um eine neue Landesaufgabe, die es 
beim Analogfunk – mit seinen BOS-spezifischen eigenen Netzen 
und ohne externen Netzbetreiber – bislang nicht gegeben hat. 
Diese neue, BOS-übergreifende Aufgabe wird dem Bayerischen 
Landeskriminalamt zugewiesen werden, das bereits IuK-Zentral-
stelle für die Bayerische Polizei ist. 

 

B) Zwingende Notwendigkeit einer normativen Regelung 
Zur Bestimmung des Bayerischen Landeskriminalamts als Autori-
sierte Stelle bedarf es gemäß Art. 77 Abs. 1 Satz 1 der Bayeri-
schen Verfassung einer Gesetzesänderung. 

Mit dem vorliegenden Gesetzentwurf wird rückwirkend zum 
1. Januar 2009 die Möglichkeit geschaffen, auch das Bayerische 
Landeskriminalamt zur Führungsstelle Grenze zu bestimmen. Die 
entsprechende Änderung des Polizeiorganisationsgesetzes kann 
nur durch Gesetz erfolgen. 

Für die zum 1. Januar 2009 rückwirkende Bestimmung des Baye-
rischen Landeskriminalamts zur Führungsstelle Grenze ist eine 
entsprechende Änderung der Verordnung zur Durchführung des 
Polizeiorganisationsgesetzes erforderlich. 

 
C) Begründung der einzelnen Vorschriften 
Zu § 1: Änderung des Polizeiorganisationsgesetzes 

Nr. 1 

Die zum 1. Januar 2009 rückwirkende Änderung ermöglicht, auch 
das Bayerische Landeskriminalamt zur Führungsstelle Grenze zu 
bestimmen. Die Aufgabe wird bereits seit dem 1. Januar 2009 vom 
Bayerischen Landeskriminalamt wahrgenommen. 

Mit Wegfall der systematischen Grenzkontrollen entlang der baye-
risch/tschechischen Grenze zum 21. Dezember 2007 und der Fort-
schreibung des Verwaltungsabkommens zwischen dem Bundes-
ministerium des Innern und der Bayerischen Staatsregierung über 
die Wahrnehmung von Aufgaben des grenzpolizeilichen Einzel-
dienstes in Bayern am 17. April 2008 hat die Bayerische Polizei 
grenzpolizeiliche Aufgaben nur noch an den bayerischen Flughä-
fen (mit Ausnahme des Flughafens München − Franz-Josef Strauß). 
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Im Zuge dieser Neuausrichtung ist eine Führungsstelle Grenze bei 
der Bayerischen Landespolizei derzeit nicht mehr erforderlich. 

Um grundsätzliche Angelegenheiten im Zusammenhang mit den 
noch durchzuführenden grenzpolizeilichen Aufgaben aber weiter-
hin wahrnehmen zu können und zudem einen ebenenadäquaten 
Ansprechpartner für die zuständigen Stellen des Bundes, aber 
auch für das Bayerische Staatsministerium des Innern zu schaffen, 
wurden die noch verbleibenden Aufgabenbereiche dem landesweit 
zuständigen Bayerischen Landeskriminalamt zugewiesen. Bereits 
zum 1. April 1998 hat das Bayerische Landeskriminalamt mit 
Auflösung des Präsidiums der Bayerischen Grenzpolizei zentrale 
Fahndungsaufgaben mit Grenzbezug übertragen bekommen. 

Nr. 2 

Mit der Änderung wird das Bayerische Landeskriminalamt zur 
zentralen Stelle für den Digitalfunk der Behörden und Organisati-
onen mit Sicherheitsaufgaben in Bayern (Autorisierte Stelle) be-
stimmt. 

Der Begriff „Autorisierte Stelle“ wurde im Jahr 2005 während der 
Abstimmungen zum gemeinsamen Betriebskonzept des Digital-
funks der Behörden und Organisationen mit Sicherheitsaufgaben 
zwischen dem Bund und den Ländern geprägt. Er umfasst jeweils 
die Stelle im Bund und in den Ländern, die berechtigt (autorisiert) 
ist, im täglichen Betrieb direkte Verbindungen zum Netzbetreiber 
des Digitalfunknetzes und zu den anderen Autorisierten Stellen zu 

halten sowie Maßnahmen zur Aufrechterhaltung oder kurzfristigen 
Verbesserung der Funkversorgung zu veranlassen. 

Die Autorisierte Stelle in Bayern koordiniert die von den Behör-
den und Organisationen mit Sicherheitsaufgaben in Bayern ge-
stellten Anforderungen zur Dienstebereitstellung und zum Einsatz 
der Fernmeldemittel des BOS-Digitalfunks, die sich aus dem ope-
rativ-taktischen Bedarf ergeben. Weiter vertritt sie diese Anforde-
rungen gegenüber der Bundesanstalt für den Digitalfunk der BOS 
(BDBOS), dem Netzbetreiber sowie den Autorisierten Stellen des 
Bundes und anderer Länder. Schließlich führt sie die Bereitstel-
lung von Nutzungsrechten an ertüchtigter Funkinfrastruktur an die 
BDBOS durch. 

Zu § 2: Änderung der Verordnung zur Durchführung des 
Polizeiorganisationsgesetzes 

Durch die zum 1. Januar 2009 rückwirkende Änderung wird das 
Bayerische Landeskriminalamt zur Führungsstelle Grenze be-
stimmt. Die Aufgabe wird bereits seit dem 1. Januar 2009 vom 
Bayerischen Landeskriminalamt wahrgenommen. 

Zu § 3: Inkrafttreten 

Die Vorschrift regelt das Inkrafttreten des Änderungsgesetzes.              

 



Erster Vizepräsident Reinhold Bocklet:  Ich rufe Tagesordnungspunkt 3 a auf:

Gesetzentwurf der Staatsregierung

zur Änderung des Polizeiorganisationsgesetzes und der Verordnung zur 

Durchführung des Polizeiorganisationsgesetzes (Drs. 16/2628) 

- Erste Lesung -

Dieser Gesetzentwurf soll ohne Aussprache zur federführenden Beratung in den Aus­

schuss für Kommunale Fragen und Innere Sicherheit überwiesen werden. Wer mit der 

Überweisung an den zur Federführung vorgeschlagenen Ausschuss einverstanden ist, 

den bitte ich um das Handzeichen. ­ Gegenstimmen? ­ Keine. Stimmenthaltungen? ­ 

Auch keine. Dann ist der Gesetzentwurf dem Ausschuss für Kommunale Fragen und 

Innere Sicherheit als federführendem Ausschuss zugewiesen.

Protokollauszug
34. Plenum, 26.11.2009 Bayerischer Landtag ­ 16. Wahlperiode 1 

descendant::redner%5Bbeitrag/@typ='Aufruf%20TOP'%5D/@link
http://www.bayern.landtag.de/cps/rde/xchg/www/x/-/www/441.htm/-/papp/Suche_Dokumente/http://www.bayern.landtag.de//www/dokumente.suche.maske.jsp?DOKUMENT_INTEGER_WAHLPERIODE=16&DOKUMENT_DOKUMENTNR=2628&DOKUMENT_INTEGER_DATE_FLAG=2&DOKUMENT_EINFACHE_SORTIERUNG=1&BUTTONSCHLAGWORT=Suche+starten
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 28.01.2010 

 

Beschlussempfehlung und Bericht 
des Ausschusses für Kommunale Fragen und Innere Sicherheit 

Gesetzentwurf der Staatsregierung 
Drs. 16/2628 

zur Änderung des Polizeiorganisationsgesetzes und der Verordnung zur 
Durchführung des Polizeiorganisationsgesetzes 

I. Beschlussempfehlung: 

Z u s t i m m u n g

Berichterstatter: Josef Zellmeier 
Mitberichterstatter: Harald Schneider 

II. Bericht: 

1. Der Gesetzentwurf wurde dem Ausschuss für Kommunale Fragen 
und Innere Sicherheit federführend zugewiesen. Der Ausschuss für 
Staatshaushalt und Finanzfragen hat den Gesetzentwurf mitberaten. 
Der Ausschuss für Ausschuss für Verfassung, Recht, Parlamentsfra-
gen und Verbraucherschutz hat den Gesetzentwurf endberaten.  

2. Der federführende Ausschuss hat den Gesetzentwurf in seiner  
20. Sitzung am 9. Dezember 2009 beraten und e i n s t i m m i g  Zu-
stimmung empfohlen. 

3. Der Ausschuss für Staatshaushalt und Finanzfragen hat den Gesetz-
entwurf in seiner 58. Sitzung am 19. Januar 2010 mitberaten und 
e i n s t i m m i g  Zustimmung empfohlen. 

4. Der Ausschuss für Verfassung, Recht, Parlamentsfragen und 
Verbraucherschutz hat den Gesetzentwurf in seiner 27. Sitzung am 
28. Januar 2010 endberaten und e i n s t i m m i g  Zustimmung emp-
fohlen. 

Joachim Hanisch 
Vorsitzender 
 

Drucksachen, Plenarprotokolle sowie die Tagesordnungen der Vollversammlung und der Aus-
schüsse sind im Internet unter www.bayern.landtag.de - Dokumente abrufbar. Die aktuelle 
Sitzungsübersicht steht unter www.bayern.landtag.de – Aktuelles/Sitzungen zur Verfügung. 
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Beschluss 
des Bayerischen Landtags 

Der Landtag hat in seiner heutigen öffentlichen Sitzung beraten und be-
schlossen: 

Gesetzentwurf der Staatsregierung 

Drs. 16/2628, 16/3308 

Gesetz zur Änderung des Polizeiorganisationsgesetzes und der Verord-
nung zur Durchführung des Polizeiorganisationsgesetzes 

§ 1 

Das Gesetz über die Organisation der Bayerischen Staatlichen Polizei – Poli-
zeiorganisationsgesetz - POG – (BayRS 2012-2-1-I), zuletzt geändert durch 
§ 1 des Gesetzes vom 20. Dezember 2007 (GVBl S. 944), wird wie folgt 
geändert: 

1. In Art. 4 Abs. 3 Satz 1 werden nach dem Wort „Präsidium“ die Worte 
„oder das Bayerische Landeskriminalamt“ eingefügt. 

2. Dem Art. 7 wird folgender Abs. 5 angefügt: 

„(5) Das Landeskriminalamt ist die zentrale Stelle für den Digitalfunk 
der Behörden und Organisationen mit Sicherheitsaufgaben in Bayern 
(Autorisierte Stelle).“ 

§ 2 

In § 1 Abs. 5 Satz 1 der Verordnung zur Durchführung des Polizeiorganisati-
onsgesetzes (DVPOG) vom 10. März 1998 (GVBl S. 136, BayRS 2012-2-1-
1-I), zuletzt geändert durch Verordnung vom 10. September 2009 (GVBl 
S. 503), werden die Worte „Polizeipräsidium Niederbayern/Oberpfalz“ durch 
die Worte „Bayerische Landeskriminalamt“ ersetzt. 

§ 3 

1Dieses Gesetz tritt am 1. März 2010 in Kraft. 2Abweichend von Satz 1 treten 
§ 1 Nr. 1 und § 2 mit Wirkung vom 1. Januar 2009 in Kraft.      

Die Präsidentin  

I.V. 

Franz Maget 

II. Vizepräsident 

Drucksachen, Plenarprotokolle sowie die Tagesordnungen der Vollversammlung und der Aus-
schüsse sind im Internet unter www.bayern.landtag.de - Dokumente abrufbar. Die aktuelle 
Sitzungsübersicht steht unter www.bayern.landtag.de – Aktuelles/Sitzungen zur Verfügung. 



Redner zu nachfolgendem Tagesordnungspunkt

Dritter Vizepräsident Peter Meyer



Dritter Vizepräsident Peter Meyer:  Ich rufe Tagesordnungspunkt 3 auf:

Gesetzentwurf der Staatsregierung

zur Änderung des Polizeiorganisationsgesetzes und der Verordnung zur 

Durchführung des Polizeiorganisationsgesetzes (Drs. 16/2628) 

- Zweite Lesung -

Eine Aussprache findet hierzu nicht statt. Wir kommen deshalb sofort zur Abstimmung.

(Unruhe)

- Ich darf um etwas Ruhe bitten.

Der Abstimmung liegen der Gesetzentwurf auf Drucksache 16/2628 und die Beschlus

sempfehlung des federführenden Ausschusses für Kommunale Fragen und Innere 

Sicherheit auf Drucksache 16/3308 zugrunde. Der federführende Ausschuss empfiehlt

die unveränderte Annahme.

Wer dem Gesetzentwurf zustimmen will, den bitte ich um das Handzeichen. - Das sind

die Fraktionen der CSU, der FDP, der SPD, der Freien Wähler und der GRÜNEN. Gibt 

es Gegenstimmen? - Das ist nicht der Fall. Enthaltungen? - Das ist nicht der Fall. Dann

ist einstimmig so beschlossen.

Da ein Antrag auf Dritte Lesung nicht gestellt wurde, führen wir gemäß § 56 der Ge

schäftsordnung sofort die Schlussabstimmung durch. Ich schlage vor, sie in einfacher 

Form durchzuführen. - Widerspruch erhebt sich nicht.

Wer dem Gesetzentwurf seine Zustimmung geben will, den bitte ich, sich vom Platz zu 

erheben. - Danke schön. Ich habe zwar niemanden gesehen, der sitzen geblieben ist,

aber ich frage der Form halber nach Gegenstimmen und Enthaltungen. - Keine. Damit

ist das Gesetz so angenommen. Es hat den Titel: "Gesetz zur Änderung des Polizeior-

ganisationsgesetzes und der Verordnung zur Durchführung des Polizeiorganisations-

gesetzes".

Protokollauszug
40. Plenum, 04.02.2010 Bayerischer Landtag - 16. Wahlperiode 1 

descendant::redner%5Bbeitrag/@typ='Aufruf%20TOP'%5D/@link
http://www.bayern.landtag.de/cps/rde/xchg/www/x/-/www/441.htm/-/papp/Suche_Dokumente/http://www.bayern.landtag.de//www/dokumente.suche.maske.jsp?DOKUMENT_INTEGER_WAHLPERIODE=16&DOKUMENT_DOKUMENTNR=2628&DOKUMENT_INTEGER_DATE_FLAG=2&DOKUMENT_EINFACHE_SORTIERUNG=1&BUTTONSCHLAGWORT=Suche+starten
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